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In der Schweiz als
Bundesrat oft frustriert,
trumpft er als Präsident
der Uno-Vollversamm-
lung auf. SonntagsBlick
besuchte Joseph Deiss
dieseWoche in NewYork
und traf einen glück-
lichen Politiker auf dem
Höhepunkt seiner Kar-
riere – weit weg von den
Niederungen der
Schweizer Innenpolitik.
VON MARCEL ODERMATT (TEXT),
KARL-HEINZ HUG (FOTOS)

DieserMann scheint zumSchluss
seinerpolitischenKarrieredoch

noch amZiel angekommenzu sein.
Diesen Eindruck bekommt, wer
den 65-Jährigen dieser Tage in
New York antrifft. Der alt Bundes-
rat amtet seit letzten September
für ein Jahr als Präsident der Uno-
Vollversammlung, des Weltparla-
ments.
Der vorsichtig agierende, eher

farblose CVP-Politiker fühlte sich
in seiner Heimat oft unverstan-
den. In der Regierung rieb er sich
mit Christoph Blocher, nervte sich
über die immer stärker werdende
SVP und trat 2006 als Volkswirt-
schaftsminister enttäuscht zurück.
Für den Uno-Topjob scheint der
diplomatische, konziliante und
immer den Ausgleich suchende
Deiss dagegen wie geschaffen zu
sein.
Sichtlichgerührt, staatsmännisch

und in bester Stimmung steht er da,
als amDonnerstagmittag,um11.30
Uhr, beim Hauptsitz der Vereinig-
ten Nationen am East River die
Flagge des jüngsten Uno-Mitglieds
Südsudan feierlich gehisst wird.
Neben dem Freiburger: sein Kolle-
ge, der südkoreanische Top-Diplo-
mat, Weltpolitiker und Uno-Gene-
ralsekretär Ban Ki Moon (67).
In seiner Ansprache erinnert

Deiss stolz daran, dass er hier auch
vor neun Jahren dabei war, als die
Schweiz ihr rot-weisses Emblem
zum ersten Mal aufziehen liess.
Was er nicht erwähnt: Deiss war
damals als Aussenminister die
treibende Kraft hinter dem Beitritt
der Schweiz zur Uno.
Heutehat sichunser kleines Land

im Völkerverbund längst etabliert,
zumindest finanziell. Mit Beitrags-
zahlungen von jährlich 124 Mil-
lionen Dollar rangiert die Eidge-
nossenschaft bereits auf Rang 16
der wichtigsten Uno-Geldgeber.
Doch Deiss versteht sich nicht als
Repräsentant seines Landes. «Ich
bin der Präsident aller Mitglied-

staaten», sagt er um7Uhrmorgens
zu SonntagsBlick, auf seinemmor-
gendlichen 30-minütigen Fuss-
marsch von seinem Zweizimmer-
Apartment am Central Park durch
die lärmigen und stickigen Stras-
senschluchten Manhattans zum
Uno-Hauptsitz. Begleitet wird er
dabei von seinemLeibwächter, den
die Uno für ihn abkommandiert
hat.Der Pakistani AfrasiyabMirza
(40) weicht den ganzen Tag nicht
von der Seite seines Chefs.
Deiss will in Form bleiben. Denn

das Amt verlangt ihm einiges ab.
Obwohl auch einer seiner 21 Vize-
präsidenten die Sitzungen leiten
könnte,machtDeiss in seinemJahr
das meiste selber. Bei mehr als 90

von knapp 110 Versammlungen
führte der mit «His Excellency»
angesprochene Deiss persönlich
den Vorsitz. Viel Zeit für anderes
blieb da nicht. Gerade ein Mal
reichte es demKunstliebhaber, eine
Aufführung in der Metropolitan
Opera zu besuchen.
AuchandiesemDonnerstag leitet

er die Uno-Vollversammlung, wel-
che über die Aufnahme Südsudans
diskutiert und abstimmt. Wieder-
umvonBanKiMoonflankiert, führt
der sprachgewandte Freiburger auf
FranzösischdurchdasMeeting. Per
Hammerschlag erklärt
Deiss schliesslichdieAufnahmedes
durch einen jahrzehntelangen Bür-
gerkrieg gebeutelten afrikanischen

Landes. Lächelnd nimmt er den
Applaus der Ländervertreter im rie-
sigen Plenum des Saals entgegen.
Seine Macht ist jedoch beschränkt.
Im Gegensatz zum Nationalrats-
präsidenten ist der Präsident der
Uno-Generalversammlung nicht
stimmberechtigt.DasSagenhaben
die Vertreter der Mitgliedstaaten.
Jedes Land hat eine Stimme.
«Nice Deiss», wie man ihn in

Bundesbern etwas verächtlich
nannte, ist in seinem Element.
Seine Zufriedenheit ist förmlich
spürbar, die Uno seine perfekte
Bühne. Schon als Schweizer Aus-
senminister waren seine Auftritte
auf internationalemParkett siche-
rer als jene in den Niederungen

Endlich
angekommen

JosephDeiss,PräsidentderUno-
Vollversammlung, ineinemoffenen
GesprächmitSonntagsBlick inNewYork

Deiss
bei derUno

desSchweizerPolitik-Alltags.Hän-
de schütteln da, einige aufmun-
ternde Sätze und Smalltalk dort –
die Vertreter des Südsudans füh-
len sich inGesellschaft desSchwei-
zer Kosmopoliten sichtlich wohl.
Klar ist:Kein Ort der Welt ist wei-
ter entfernt von der durch Deiss
immer bekämpften Blocher-
Schweiz, die auf den Alleingang
pocht, als der Mikrokosmos der
VereinigtenNationen in dermulti-
kulturellen Metropole New York.
Doch bald heisst es fürDeisswie-

der Koffer packen. Im September
läuft seine Amtszeit ab. Wenig
überraschend kommt für ihn ein
Comeback in der Schweizer Politik
nicht mehr in Frage. Auch im kom-

menden Nationalratswahlkampf
will er sich nicht engagieren – auch
nicht für seine Partei CVP, die im
Moment arg im Gegenwind steht.
Er wisse im Gegensatz zu anderen,
wann es genug sei, platziert er
einen Seitenhieb gegen den sechs
Jahre älteren Blocher, der im De-
zemberwieder imParlament sitzen
dürfte.
Dafürwill derWirtschaftsprofes-

sor wieder Vorlesungen an seiner
Universität Freiburg halten. Und
wird er seine Erfahrungen und Er-
lebnisse in New York verwerten?
«Lassen Sie sich doch überra-
schen», sagt er zum Abschied und
eilt mit seinem Bodyguard zum
nächsten Termin. 
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1 Deiss wechselt
die Schuhe, bindet
sich die Krawatte
um. Er ist bereit
für den Tag. 2 Der
alt Bundesrat in
seinem Büro. Im
Hintergrund
Schweizer, Uno-
und Freiburger
Flagge. 3 Deiss
bei der Ankunft
im Uno-Haupt-
sitz. Er grüsst
den Sicherheits-
beamten.
4 Joseph Deiss
empfängt
SonntagsBlick-
Redaktor Mar-
cel Odermatt
zum Gespräch.

Donnerstag,
14. Juli,

7.03 Uhr, Park
Avenue, New
York: Joseph
Deiss ist auf
dem Weg in

sein Büro am
Uno-Haupt-

sitz. Der Body-
guard ist stets
zwei Schritte
hinter ihm.
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«Wennich
jemandemdie

Handnicht
schüttelnwill,
dannmacheichdas
nicht»

Deiss
bei derUno

INTERVIEW: MARCEL ODERMATT
FOTOS: KARL-HEINZ HUG

Herr Deiss, im September ist Ihr
Jahr als Präsident der Uno-Gene-
ralversammlung Geschichte. Sie
trafen hier in New York und auf
Ihren Reisen viele Mächtige der
Weltpolitik – darunter auch Des-
poten, die ihr Volk quälen. War
es schwierig, Vertreter dieser
Regimes zu hofieren und ihnen
die Hand zu schütteln?
Joseph Deiss Ich habe solche Leu-
te nie hofiert. Das kommt nicht in
Frage!

Aber Despoten – beispielsweise
aus Syrien, Ägypten oder Libyen
– sind auch Mitglieder der Uno,
die Sie präsidieren.
Natürlich muss ich als Präsident
allen das Wort erteilen. Ich gebe
ihnenkeineNamen–aberwenn ich
jemandem die Hand nicht schüt-
teln will, dann mache ich das
nicht.

Können Sie das illustrieren?
Ich war Ende Februar in Genf bei
derEröffnungderSitzungdesMen-
schenrechtsrats. Damals habe ich
imFall LibyenKlartext gesprochen:
Ich erklärte, dass wir diesem per-
versen Regime sagenmüssen, dass
es zu Ende ist, dass sie abtreten sol-
lenundRechenschaft ablegenmüs-
sen. Wenige Tag darauf haben wir
inNewYorkLibyenvomMenschen-
rechtsrat suspendiert. Ich schloss
die Sitzungmit denWorten: Heute
bin ich stolz, Präsident derGeneral-
versammlung zu sein.

Libyen wurde suspendiert. Aber
was ist mit anderen Ländern?
Diktatoren und autokratische
Herrscher sind in vielen Staaten
an der Macht. Ist es nicht frust-
rierend für einen Ex-Bundesrat,
eine Versammlung vieler Anti-
Demokraten zu leiten?
Es ist viel wichtiger, dass sie alle da
sind. Dannmüssen sie auch hören,
was andere zu sagenhaben. Zudem
muss man sehr vorsichtig sein,
wenn man die anderen beurteilt.
Ich höre in der Schweiz manchmal
auchDinge, diemir die verbleiben-
den Haare zu Berge stehen lassen.
Diesen Winter hiess es, dass all
jene, die nicht stimmen wie die
SVP, ihr Bürgerrecht nicht mehr
verdienen und nicht mehr als
Schweizer Bürger gelten.

Sie sprechen auf den SVP-Slo-
gan «Schweizer wählen SVP» an.
Davon kann man halten, was

man will – und diese Partei wäh-
len oder nicht. Aber gefoltert
oder gequält wird in der Schweiz
niemand.
Was ich meine, ist, dass auch bei
uns die Demokratie immer wieder
neu errungen werden muss und
keineSelbstverständlichkeit ist. Ich
habe gelernt, anderenLändern kei-
ne Lektion zu erteilen, sondern sie
zu fördern, zu ermutigenundwenn
nötig auch zu kritisieren.

Ist das nicht das Problem vieler
Länder der Uno? Demokratie
und Einhaltung der Menschen-
rechte sind quasi Zugaben und
nicht Voraussetzungen.
Die Ausgangslage und Aufgabe ist
in vielen Ländern schwieriger als
bei uns. Nehmen wir das Beispiel
Südsudan, denwir dieseWoche als
193. Land aufgenommen haben.
Die kommen aus einem Bürger-
kriegmitdreiMillionenToten. Jetzt
hat man endlich eine Lösung ge-
funden. Sie müssen nun ihre Insti-
tutionen schaffen und Wahlen
durchführen. Dass da nicht
alles auf Anhieb klappt, ist zu er-
warten.

Sie waren letzte Woche bei der
Staatsgründung in Juba dabei.
Es war sehr eindrücklich. Ich
konnte als erster ausländischer
Redner nach dem Präsidenten von
Kenia das Wort ergreifen. Und das
vor 150000 Menschen, die nach
jedemzweitenSatz gejubelt haben.
Eine ausgelassene Stimmung, und
das bei über 40 Grad Hitze.

Was hat Sie sonst in Ihrem Amts-
jahr am meisten beeindruckt?
Dass sie alle da sind. Das erbaut
mich jedes Mal, wenn ich die Ver-
sammlungpräsidiere. Auchdie, die
wir nicht so gerne haben oder kriti-
sieren. Aber sie kommen. Manche
nennen die Uno eine «Schwatz-
bude». Das perlt an mir ab.

Was ist Ihr Vermächtnis als
Präsident?
Ich hinterlasse eine dynamischere,
etwas spontanereUno-Generalver-
sammlung. Ichkannheute ein stän-
diges Mitglied der Uno in einer
Sitzung unterbrechen.

Wie machen Sie das?
Ich bitte die Redner, nicht einfach
ihren Text herunterzulesen. Den
können sie uns geben, damit das
ganze Statement deponiert ist. Sie
sollen auch auf Fragen im Plenum
antworten. So haben wir Leben in
die Sitzungen gebracht.
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Im Septemberheissts fürJoseph Deissdie Zelte inNew York undbei der Unoabbrechen.

Uno-Präsident Joseph Deiss (65) erklärt,
wie er Leben in die Vereinten Nationen
gebracht hat.

Bitte umblättern

Missionen riskieren.
Sehr fortschrittlich ist das nicht.
Das ist doch eine sinnvolle Arbeits-
teilung. Ichhatte letzteWocheeine
Sitzungmit133vorallemEntwick-
lungs- und Schwellenländern. Sie
stellen 90 Prozent der Uno-Solda-
ten. Die industrialisierten Länder
hätten Probleme, diese Soldaten
fürdieFriedenseinsätzederUnozu
finden.Hingegenübernehmendie-
se Staaten 90 Prozent der Kosten.
Ich finde das überhaupt nicht pro-
blematisch. Als Ökonom habe ich
immergesagt:DiebesteLösung ist,
wenn jeder das bringt, was er am
einfachsten und besten kann.

Die Schweiz ist nach neun Jahren
bereits die sechzehntgrösste Bei-
tragszahlerin der Uno. Die Sum-
me stieg von 24 Millionen Dollar
im Jahr 2002 auf 124 Millionen
im letzten Jahr. Bringt mehr Geld
auch mehr Gewicht?
Ich glaube, das Gewicht ist nicht
abhängig vomGeld. Der Beitrag ist
eine Frage der wirtschaftlichen
Möglichkeiten. Die neuen aufstre-
benden Länder sind nicht bereit,
mehr zu bezahlen. Das wird sich
noch ändern. Entscheidend für die
Schweiz ist das Stimmrecht. Des-
halbwerdenwir auch ernst genom-
men. Als Bundesrat lobbyierte ich
für denUno-StandortGenf.Damals
hiess es oft:Wir unterstützen euch,
aber wir erwarten, dass ihr uns
dann auch helft. Wir mussten im-
mer sagen: Wir können nicht stim-
men. Das ist heute anders.

Konnte sich die Schweiz nebst
Geld auch konkret einbringen?
Aber sicher! Wir haben in den letz-
ten Jahren Entscheidendes geleis-
tet. Wir waren wichtig bei der Ent-

Und thematisch?
In den Annalen wird bleiben, dass
wir die G-20 der Uno näherge-
bracht haben. Es gibt heute infor-
melle Treffen zwischen dem Präsi-
dialland der G-20 und der Vollver-
sammlungderUno.Dieses Jahr gab
es schon drei Treffen zwischen
Frankreich und der Uno. DieMexi-
kaner, die nächstes Jahr an der
Spitze der G-20 sind, wollen das
weiterführen.

Was gab es sonst für Erfolge?
Wichtig ist auch das Budget für die
Friedenstruppen, das wir im letz-
ten Moment noch unter Dach ge-
bracht haben.

Weshalb?
Das ist der grösste PostendesHaus-
halts der Uno, total etwa acht Mil-
liarden Dollar. Es gab bis am
30. Juni keine Einigung. Ich habe
das Dossier dann an mich gerissen
und während drei Tagen verhan-
delt, davon eine ganze Nacht. Die
Vertreter waren in meinem Büro.
Umvier Uhrmorgens sagte ich: Ich
lasse euch nicht mehr raus, bis wir
eine Lösunghaben. Eswarwichtig,
dass das Budget fristgerecht am
1. Juli von der Generalversamm-
lung genehmigt werden konnte.

Was war der Grund für die Prob-
leme?
Ein Uno-Soldat bekommt 1000
Dollar pro Monat. In den ärmeren
Ländern ist das viel, in der Schweiz
müssteman dazuzahlen. Doch vie-
len Ländern reicht das auch nicht
mehr. Sie wollten mehr. Deshalb
war es schwierig, eine Einigung zu
finden.

Von den acht Milliarden zahlt die
Schweiz 100 Millionen. Wir zah-
len, die armen Länder schicken
Soldaten, die ihr Leben für Uno-
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stehung des Menschenrechtsrats.
MeinZielwar es zu zeigen, dass der
Schweiz nichts passiert, auchwenn
sie denUno-Präsidenten stellt. Nie-
mand in der Schweiz – ausser der
SVP-Zeitung «Schweizerzeit» –war
derMeinung,meinMandat könnte
die Neutralität gefährden.

Wirklich das Sagen in der Uno
haben immer noch die fünf
Siegermächte des Zweiten Welt-
kriegs mit ihrem Vetorecht. Sie
haben dem Vernehmen nach eine
Gruppe gegründet, die Varianten
diskutiert, wie das geändert wer-
den könnte. Wie weit ist sie?
Ich habe alle Vetostaaten persönlich
besucht. An diesemThemawird seit
18 Jahren gearbeitet. Es wäre ver-
messenzuglauben, ichkönntedas in
einem Jahr erledigen. Alle sind sich
einig: Der Sicherheitsrat entspricht
nichtmehr den heutigen Realitäten.
Aber wie soll man das ändern? Es
gibt verschiedene Vorschläge. Weil
dieDiskussionenblockiert sind,habe
ich selber eine Gruppe lanciert. Die
letzte Sitzung war am Freitag. Auch
die wichtigsten Länder wie die USA
machen mit. Ziel ist es, mit dieser
Gruppe konkrete Verhandlungen
auszulösen.Ob ichesnoch inmeiner
Amtszeit schaffe, ist offen.

Wird der Einfluss der Uno nicht
überschätzt? Das wichtigste welt-
politische Ereignis in Ihrem Amts-
jahr war der Arabische Frühling.
Die Uno spielte keine grosse Rolle.
Nein, für die Unowar das eine sehr
erfolgreiche Zeit. Sie ist nicht dazu
da, die Souveränität ihrer Mitglie-
der zu beschneiden, sondern ihre
Souveränität zu schützen. Es ist
eine schwierige Frage:Biswohin ist
es eine Fragedes Schutzes der Sou-
veränität – und ab wann müssen
die Menschen geschützt werden?

Der Fall Libyenwar für dieUnozen-
tral. ZumerstenMal sagte derUno-
Sicherheitsrat: «Die Bevölkerung
muss vor ihrer eigenen Regierung
geschützt werden, hier muss man
intervenieren.»

Auch die Schweiz sorgt interna-
tional für Schlagzeilen – Mina-
rett-Initiative, Ausschaffungs-
initiative. Werden diese Volksbe-
gehren, die nach Ansicht vieler
mit dem Völkerrecht nicht verein-
bar sind, hier wahrgenommen?
Schon. Aber ich habe deshalb kein
Problem bei der Uno. Seit meiner
Kindheit bin ich davon überzeugt,
dass wir – auchwas dieMenschen-
rechte anbelangt – ein Beispiel
sind. Aber wenn wir beginnen, an
unseren Grundrechten zu nörgeln
und zu kratzen, dann stellen wir
unsere eigenen Grundlagen in
Frage. Die Schweiz ist ein Land,wo
jeder seineReligion ausüben kann.
Anden fundamentalenGrundrech-
ten sollten wir nicht rütteln.

Ihre Ansprache vom Dezember
im Nationalrat wurde von der
SVP demonstrativ geschwänzt
oder die Anwesenden hörten
nicht zu. Hat Sie das beleidigt?
Nein, diese Partei stellte sich damit
selber ein Armutszeugnis aus.
Daran kann ich sie nicht hindern.

Die SVP könnte im Herbst auf
30 Prozent kommen. Die Wähler
der Rechtspartei lehnen eine
weitere Öffnung der Schweiz ab.
Was ist Ihre Erklärung?
DasArgumentdieserLeute istmeis-
tens die Souveränität. Jetzt stelle
ich Ihnen eine Frage:Wie souverän
hat die Schweiz ausgesehen, als sie
das Bankgeheimnis aufgab?

Sie reagierte auf Druck des Aus-
lands.

Genau. Dies ist das Resultat, das
diejenigen produzieren, die blind-
lings glauben, wir müssten uns ab-
kapseln, verbarrikadieren und die
Grenzen schliessen. Die zweite
Frage: Welches Land hat eine der
geringsten Arbeitslosigkeiten?

Die Schweiz.
Richtig. Mein Argument bei der
Personenfreizügigkeit war folgen-
des:Wennwir dieQuote so tief hal-
tenwollenwiemöglich, dannmüs-
sen wir die Freizügigkeit haben.
Denn sonst gehen die Unterneh-
men dorthin, wo sie Arbeitskräfte
finden. Das ist so eingetroffen.

Trotzdem: Warum sind die
Schweizer so skeptisch?
Es ist die einfachere Logik, dieGas-
senlogik. Ausländische Arbeiter
nehmen den Schweizern die Jobs
weg. Aber das ist eben falsch. Das
gilt auch für Schengen.DieGassen-
logik behauptet auch, es gebemehr
Kriminalität wegen des Abkom-
mens.Dabeimöchte ichwissen,wo
wir heute stünden, wenn wir den
Zugang zum Informationssystem
von Schengen nicht hätten. Ich
sage es Ihnen: Es wäre schlimmer.

Ihre Partei, die CVP, ist auf
der Verliererstrasse. Was läuft
falsch?
Sie wurde gegründet als Hort für
die Katholiken. Sie ist entstanden
nach einem Bürgerkrieg. Ihr Ziel
war, die Katholiken in der Schweiz
zu integrieren. Diesen Auftrag hat
die CVPmit Erfolg erfüllt.

Dann braucht es die CVP gar
nicht mehr?
Ich bin immer noch ein CVP-Voll-
blutpolitiker. So erfolglos ist die
Partei nicht: Sie gewinnt immer
noch die meisten Abstimmungen.
Aber das Verbindende ist heute

nichtmehr der Katholizismus, son-
dern christlicheWerte.

Bundesrat oder Uno-Präsident:
Was ist anstrengender?
Beides habe ich gerne gemacht.
Ich habe in beiden Fällen 150 oder
200 Prozent gegeben. Der Druck
derMedien auf einen Bundesrat ist
grösser.Dafür ist dieVielfalt bei der
Uno anspruchsvoll. Bei 193 Natio-
nen muss man diplomatisch sein.
Aber das liegt mir. Ich hatte den
Plausch in beiden Ämtern.

Als Uno-Präsident erhielten Sie
keinen Lohn. Dafür stellte Ihnen
der Bund ein Spesenbudget von
240000 Franken für Ihr Amts-
jahr zur Verfügung. Haben Sie es
ausgeschöpft?
Nicht ganz. Wir liegen auf jeden
Fall im Budget. Dass ich die Reisen
und die Wohnung nicht selber
bezahle, finde ich legitim. Trotz-
demwurde –das letzteMal vonder
«Weltwoche» – immer wieder be-
hauptet, ichwürdevomBundeinen
Lohnbekommen. Es ist eineSchan-
de für den Journalismus, dass
Sachen, die falsch sind,wissentlich
immer wieder abgeschrieben und
abgedruckt werden.

Was machen Sie nach Ihrer Rück-
kehr in die Schweiz?
Ich freue mich wieder, etwas mehr
Zeit für die Familie zu haben. Im
Moment skypenwir jedenMorgen.
Ich werde an der Universität Frei-
burg eineVorlesunghalten. Zudem
habe ich mit einem Kollegen ein
Buch über Wirtschaftspolitik ver-
fasst, das bald publiziert wird.

Sie sind 65 Jahre alt. Bisher
haben Sie auf Ihre Bundesrats-
pension verzichtet. Und jetzt?
DieBundesratspension beziehe ich
auch weiterhin nicht. 

FremdenAngst
einjagenist
einfach

Joseph Deiss an sei-
nem Präsidenten-
pult im Saal der
Vereinten Nationen
in New York.

Deiss
bei derUno
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